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Die Baden-Württemberg-Partei.
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Am Aschermittwoch haben kernige, poli-
tische Debatten eine lange Tradition. Auch
im Wahlkreis Tübingen-Hechingen wurde
wieder einmal der „große politische

Stammtisch“ veranstaltet. Die Bundes-
tagsabgeordnete und Parlamentarische
Staatssekretärin Annette Widmann-Mauz
MdB lud gemeinsam mit der CDU Mössin-

gen in das Restaurant „Delicasa“ ein. Be-
reits die nicht mehr vorhandenen Parklük-
ken vor dem „Delicasa“ deuteten auf die
zahlreichen Gäste, darunter Monika Bor-
mann MdL, Ministerialdirektor und CDU-
Kreisverbandsvorsitzender Klaus Tappeser,
Landrat Joachim Walter, Regierungspräsi-
dent Hermann Strampfer und eine stattli-
che Riege an Bürgermeistern der Region,
angeführt von Mössingens Altbürgermei-
ster Hans Auer. Als „Mann mit Gewicht in
Berlin“ kündigte Widmann-Mauz MdB den
diesjährigen Ehrengast und Festredner
Hans Joachim Fuchtel MdB, Parlamentari-
scher Staatssekretär im Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales, an. 

Fuchtel stellte im mit rund 250 Gästen
vollbesetzten Festsaal seinen politischen
Werdegang vom „No Name“ zum wichti-
gen Mann im Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales vor. Der Parlamentari-
sche Staatssekretär stellte klar, dass
Deutschland gegenwärtig vor großen Pro-
blemen stehe und man sich deshalb „auf
die Sachpolitik konzentrieren müsse.“ Wie
seine Vorrednerin Annette Widmann-
Mauz MdB, die die bedenkliche Wortwahl
bei der gegenwärtigen Hartz IV Debatte
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Gewichtiger Auftritt in Mössingen
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bemängelte, setzte sich Fuchtel vor allem
mit sozialen Themen auseinander. So trage
die Bekämpfung sittenwidriger Löhne, der
Alters- und Kinderarmut und die Zukunft
der Jobcenter eine christlich-liberale
Handschrift und würde nicht mehr auf die
lange Bank geschoben.

Auch Attacken gegen die SPD, die „ver-
gisst, dass sie mal in Regierungsverant-
wortung war“, und die Linkspartei („wir
brauchen keine Nachhilfe von Leuten von
Gestern“) kamen bei Fuchtel nicht zu kurz.
Nach der Verabschiedung durch Klaus Tap-
peser und der Übergabe von Geschenken
aus der Region an den Gastredner wurde
der offizielle Teil des unterhaltsamen
Abends beendet. Im Anschluss nutzten
viele Gäste die Gelegenheit, sich in gesel-
liger Runde mit den Politikerinnen und Po-
litikern auszutauschen.

<<<

Mit der Einführung eines „Einheitlichen An-
sprechpartners“ zur Erleichterung des grenz-
überschreitenden Dienstleistungsverkehrs
sollen ausgewählte Dienstleistungsbranchen
für den globalen Wettbewerb gerüstet und
Bürokratie abgebaut werden. Dieser Einheit-
liche Ansprechpartner wird in allen EU-Mit-
gliedstaaten eingerichtet werden. Damit hat
ein deutscher Dienstleistungserbringer die
Möglichkeit, sich direkt an einen einzigen
Ansprechpartner in einem anderen Mit-
gliedsland zu wenden. Dies wird auch auf
dem elektronischen Weg möglich sein, wo-
durch Reise- und Portokosten wegfallen.
Dienstleistungserbringer erhalten somit die
Hilfestellung, Formalitäten zur Aufnahme
und Durchführung ihrer Tätigkeit möglichst
einfach und zeitsparend abwickeln zu kön-
nen. 

Grundlage für die Einführung des Einheitli-
chen Ansprechpartners ist die EG-Dienstlei-
stungsrichtlinie aus dem Jahr 2006 (2006/123/EG). Der deutsche
Gesetzgeber hat diese europäische Richtlinie im November 2009
umgesetzt und die Ausgestaltung den Bundesländern übertragen.
Somit gibt es nun zwar 16 verschiedene Modelle anstatt eines ein-
heitlichen Modells in Deutschland, in Baden-Württemberg wur-
den die Strukturen und Zuständigkeit allerdings klar geregelt. So
ist im entsprechenden Gesetz verankert, dass die Kammerorgani-
sationen, unter anderem die zwölf Industrie- und Handelskam-
mern (IHKs), als Einheitlicher Ansprechpartner fungieren sollen.
Darüber hinaus können, wenn sie dies wollen und selbst entspre-
chend entscheiden, auch die Stadt- und Landkreise diese Funktion
zusätzlich übernehmen. Bestimmte Dienstleistungserbringer, z.B.
in den Bereichen Verkehr, Gesundheitswesen und Finanzen, fallen

zum jetzigen Zeitpunkt allerdings nicht un-
ter die EG-Richtlinie. Für diese Gruppe steht
der Einheitliche Ansprechpartner nicht zur
Verfügung.

Die wesentliche Aufgabe des Einheitlichen
Ansprechpartners ist die Unterstützung der
Dienstleistungserbringer in der Abwicklung
von Formalitäten. Dazu zählt sowohl das In-
formieren über einzuhaltenden Verfahren
und Vorschriften zu Dienstleistungstätigkei-
ten, Beratung zur bestmöglichen Abwicklung
von Formalien, Weiterleitung der Antragsun-
terlagen an die zuständige Behörde und
Kommunikation mit der Behörde sowie
Überwachung der einzuhaltenden Fristen.
Für diese beachtliche Aufgabe sind die IHKs
in Baden-Württemberg aufgrund ihrer Erfah-
rung und ihrer umfassenden Kompetenz in
allen Wirtschaftsfragen ohne Zweifel ideal
geeignet - sowohl für nationale wie interna-
tionale Dienstleister. Mit der Einführung des

Einheitlichen Ansprechpartners in Verbindung mit einer elektroni-
schen Verfahrensabwicklung wird die Bürokratie auf ein Minimum
reduziert und die Effizienz der Antragsabwicklung deutlich gestei-
gert. 

Weitere Informationen 
zum Einheitlichen Ansprechpartner finden Sie hier:
* Service Baden-Württemberg: www.service-bw.de
* Europäische Kommission: http://ec.europa.eu/eu-go
Ihre 

Elisabeth Jeggle MdEP

Elisabeth Jeggle MdEP

„Einheitlicher Ansprechpartner“ als Hilfestellung 
und Antwort auf den globalen Wettbewerb
Alle Industrie- und Handelskammern, 
aber auch Landkreise wollen diese Dienstleistung anbieten
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Die christlich-liberale Koalition konnte
Anfang Februar auf ihre ersten 100 Tage in
Regierungsverantwortung zurückblicken
und eine erste Zwischenbilanz ziehen. Im
Zeichen der globalen Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise haben wir einen schnellen Start
hingelegt und die Politik der Krisenbe-
kämpfung entschieden und erfolgreich
fortgesetzt. Dabei haben wir auch die neu-
en politischen Spielräume genutzt, die
sich durch den Koalitionswechsel ergeben
haben. Wichtige Weichenstellungen wie
unser wachstumsstimulie-
rendes Sofortprogramm
wären mit der SPD nicht
möglich gewesen.

Deutschland steckt noch
immer in der schwersten
Wirtschaftskrise der Nach-
kriegszeit. Den Einbruch
des Bruttoinlandsproduktes
um fünf Prozent spüren die
Menschen und unsere Un-
ternehmen. Deshalb haben
wir seit letztem Herbst kei-
ne Zeit verloren und die Re-
gelungen zur Kurzarbeit
verlängert, so dass den Ar-
beitgebern, die trotz unsi-
cherer Erwartungen keine
Entlassungen vornehmen,
Planungssicherheit gege-
ben wird. Ebenfalls fortge-
führt werden die besonde-
ren Erleichterungen im Be-
reich der Kurzarbeit, so z.B.
die Erstattung der Sozial-
versicherungsbeiträge und
die Möglichkeit der betrieb-

lichen Weiterqualifizierung. Dass diese
Maßnahmen Arbeitsplätze sichern, zeigen
auch die aktuellen Zahlen im Wahlkreis. Im
Arbeitsagenturbezirk Tübingen/Reutlin-
gen haben die Betriebe die Möglichkeiten
der Kurzarbeit intensiv genutzt und bisher
rund 3.000 Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in schweren Zeiten in Beschäf-
tigung gehalten. Im Zollernalbkreis konn-
ten 1.900 Arbeitsplätze gerettet werden.
Viele Betriebe vor Ort beschäftigen wie-
der in Vollzeit.

Durch unsere Politik ist es gelungen, den
Anstieg der Arbeitslosigkeit in der Krise
auf ein Minimum zu begrenzen. Kein ande-
res Industrieland hat infolge der weltwei-
ten Wirtschaftskrise einen stabileren Ar-
beitsmarkt als wir. Darum werden unsere
Kurzarbeiterregelungen jetzt von unseren
europäischen Nachbarländern übernom-
men.

Mit dem Wachstumsbeschleunigungsge-
setz haben wir in kürzester Zeit weitere
Entlastungen für Bürgerinnen und Bürger
durchgesetzt sowie wichtige Wachstums-
impulse gegeben. Denn wir verstehen
Steuerpolitik als Wachstumspolitik, weil
wir wissen, dass Basis aller Staatsfinanzen
die Arbeit der Bürgerinnen und Bürger un-
seres Landes und die wirtschaftlich erfolg-
reichen Unternehmen sind. Mehr finan-
zieller Spielraum ist Voraussetzung für
mehr Konsum und mehr Investitionen und
regt zudem die Schaffung von Arbeitsplät-

zen an. Besondere Nutznießer dieser Maß-
nahmen sind die Familien. Dank der Steu-
ersenkungen und gleichzeitiger Erhöhung
des Kindergeldes und der Kinderfreibeträ-
ge haben sie seit Januar dieses Jahres deut-
lich mehr Geld in der Tasche. So kann etwa
eine vierköpfige Familie mit einem Haus-
haltseinkommen von 54.000 Euro über
rund 1.600 Euro pro Jahr mehr verfügen.
Insgesamt entlasten wir Unternehmen
und Familien um rund 8,3 Mrd. Euro. Zu-
sätzlich werden die Bürgerinnen und Bür-
ger durch das Bürgerentlastungsgesetz
um weitere 9 Mrd. Euro entlastet. Zudem
erleichtern es die steuerpolitischen Neu-
regelungen im Bereich der Unternehmens-
, Gewerbe- und Erbschaftssteuer den Un-
ternehmen, mit den Auswirkungen der Kri-
se fertig zu werden.

Die Regierung arbeitet zielgerichtet und
hochmotiviert. Die Kommunikation nach
außen ist aber durchaus noch verbesse-
rungswürdig. Hier muss die Koalition bes-
ser werden, dazu ist sie auch entschlossen.
Wichtig ist, dass die Menschen spüren,
dass die christlich-liberale Koalition zu je-
der Zeit eine Politik im Interesse und zum
Wohl der Gesamtheit der Bevölkerung be-
treibt. Darum haben wir mit dem Sozial-
versicherungsstabilisierungsgesetz einen
weiteren Schutzschirm für Arbeitnehmer
und Arbeitgeber gespannt, um sie vor stei-
genden Sozialbeiträgen zu schützen. Dazu
gehören auch die geplante Erhöhung des

Parlamentarische Staatssekretärin Annette Widmann-Mauz MdB 
zieht erste Zwischenbilanz der christlich-liberalen Koalition: 

Gemeinsam entschlossen auf einem guten Weg
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Schonvermögens sowie höhere Hinzuver-
dienstgrenzen bei Hartz IV. Der Weg aus
dem Krisental gelingt nur mit Wachstum
und Zusammenhalt. Jeder muss auf dieser
Strecke mitgenommen werden. Dass wir
bereits ein gutes Stück vorwärts gekom-
men sind, zeigen die gestiegene Kaufkraft,
die relativ stabilen Arbeitsmarkt- und Aus-
bildungszahlen, sowie die optimistisch
stimmenden Wachstumsprognosen für
2010. Nur mit solidem Wachstum können
wir auch die Konsolidierung unserer Haus-
halte vorantreiben und zu einer nachhalti-
gen Finanzpolitik zurückkehren, ohne bei
wichtigen Zukunftsinvestitionen wie Bil-
dung und Forschung sparen zu müssen.

Viele drängende Maßnahmen wurden
bereits in kurzer Zeit realisiert, damit das
zarte Pflänzchen Wachstum an Kraft ge-
winnt. Es liegt aber noch viel Arbeit vor
der christlich-liberalen Koalition. Wichtige
Entscheidungen stehen an. So auch im Ge-
sundheitsbereich. Der zusätzliche Steuer-
zuschuss des Bundes in 2010 von 3,9 Mrd.
Euro federt krisenbedingte Einnahmeaus-
fälle der gesetzlichen Krankenkassen ab
und trägt dazu bei, dass die Lasten nicht
von den Versicherten und Patienten allein
getragen werden. Dennoch erheben einige
Kassen derzeit Zusatzbeiträge. Betroffene
können von ihrem Sonderkündigungsrecht
Gebrauch machen und eine günstigere
Kasse wählen.

Unabhängig davon müssen wir weitere
Anstrengungen unternehmen, das Finan-
zierungssystem der Krankenkassen und
die Strukturen im Gesundheitswesen zu
verbessern, damit es für jeden bezahlbar,
verlässlich und insgesamt konjunkturun-
abhängiger wird. Durch eine zielgerichtete
schrittweise Weiterentwicklung des Ge-
sundheitssystems werden wir dafür sor-

„Der schonende und verantwortungsbe-
wusste Umgang mit der Schöpfung geht
alle an“, gemäß dieser Maxime von Bun-
desumweltminister Dr. Norbort Röttgen
gehört es zu den Grundsätzen von
CDU/CSU, dass die Entwicklung erneuer-
barer Energien gefördert werden muss.
Das ist der beste Beitrag zur Nachhaltig-
keit, den wir späteren Generationen hin-
terlassen können. Ein wichtiges Element
der nachhaltigen und ressourcenschonen-
den Energiegewinnung ist die Photovol-
taik.

Die Nutzung der Photovoltaiktechnolo-
gie zur Stromerzeugung ist eine Erfolgsge-
schichte. Seit Inkrafttreten des EEG im
Jahr 2000 hat sich der Anteil der erneuer-
baren Energien am Gesamtstromver-
brauch stetig erhöht und liegt bei derzeit
rund 16%. Die Leistung des Solarstroms
hat sich dabei allein in den Jahren 2008
und 2009 verdoppelt.

Deutschland ist technologisch weltweit
führend, die Branche hat einen hohen Ex-
portanteil und bietet insbesondere viele
hochwertige Arbeitsplätze. Grundlage des
erfreulichen Ausbaus der Photovoltaik ist
das Erneuerbare-Energien-Gesetz. Es ist
ein zentrales Instrument zur Reduzierung
der CO2-Emmissionen und zur Erfüllung
der ehrgeizigen deutschen Klimaschutz-
ziele im Strombereich.

Die christlich-liberale Regierungskoaliti-
on unterstützt den dynamischen Ausbau
der Erneuerbaren Energien mit dem Ziel,
möglichst schnell die Wettbewerbsfähig-
keit dieser neuen innovativen Energie-
technologien zu erreichen. Gerade die So-
larenergie hat im Vergleich zu den anderen
Erneuerbaren Energien das größte Aus-
bau- und Kostensenkungspotenzial. Diese
Potenziale wollen wir nutzen. Dem großen
Erfolg der Photovoltaik in jüngster Vergan-
genheit - sie ist schneller gewachsen und

produziert zu niedrigeren Ko-
sten - müssen wir jetzt Rech-
nung tragen. Diese Einschät-
zung teilen grundsätzlich
selbst die Interessenvertreter
der Solarenergiebranche.

2009 sind die Systempreise
(Modulpreise plus Installati-
onskosten) insgesamt um
durchschnittlich rd. 30% ge-
sunken. Die Kombination aus
hoher Einspeisevergütung

gen, dass weiterhin jeder Bewohner unse-
res Landes Zugang zu einer hervorragen-
den medizinischen Versorgung zu bezahl-
baren Preisen hat. Ich werde mich wie bis-
her dafür stark machen, dass dabei vom
Patienten her gedacht und im Interesse al-
ler Versicherten die soziale Ausgewogen-
heit erhalten bleibt.

Solange die Folgen der Wirtschaftskrise
noch nicht endgültig absehbar sind, muss
die christlich-liberale Koalition auf Sicht

fahren. Das heißt, wir müssen uns immer
wieder vergewissern, wie sich die wirt-
schaftliche Lage entwickelt, welche Hand-
lungsspielräume sie uns erlaubt und wel-
che politischen Maßnahmen realistisch
und machbar sind. Wir haben klare Ziele
und feste Überzeugungen. Wir sind auf ei-
nem guten Weg und fest entschlossen, un-
ser Land mit Mut und Augenmaß durch die
Krise zu führen und auf die Zeit danach
vorzubereiten. <<<

Parlamentarische Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz MdB

Solarförderung mit Augenmaß
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durch das EEG und sinkenden Modulprei-
sen brachte Solar-Investoren 2009 zwei-
stellige Traumrenditen. Es wurden doppelt
so viele Solaranlagen installiert, als es die
Szenarien des Bundesumweltministeriums
vorhergesehen hatten. Für 2010 wird in
Fachkreisen eine nochmalige Preissen-
kung von 10% bis 15% vorausgesagt. Der
Preisrückgang führt bei den gegenwärti-
gen Vergütungssätzen zu einer Überförde-
rung und damit zu wirtschaftlichen Fehl-
anreizen. 

Diese Überförderung muss auch deshalb
vermieden werden, um die Akzeptanz des
Verbrauchers für die steigenden EEG-Um-
lagen nicht zu beschädigen. Schätzungen
zufolge zahlen deutsche Haushalte per
EEG- Umlage allein in diesem Jahr mehr als
drei Mrd. Euro für den So-
larstrom. Bis zum Jahr 2030
summieren sich die sog. Dif-
ferenzkosten auf rund 55
Mrd. Euro (Berechnungen
auf Basis des BMU). Wir
wollen die Stromkunden
von den unnötig hohen Ko-
sten entlasten und zugleich
weiterhin in die Photovol-
taik-Technologie investie-
ren. Dies haben wir auch im
Koalitionsvertrag zum The-
ma Photovoltaik so formu-
liert. Mit dem Gesetz zur
Anpassung der Vergütung
für Strom aus solarer Strah-
lungsenergie setzen wir nun
ein klares Signal.

Bei Dach- und Fassaden-
flächen soll eine einmalige
Absenkung der Einspeise-
vergütung (Degression) um
16% ab 1. Juli 2010 erfolgen,
bei Freiflächen um 15%. Der
Verzicht auf den für den Be-
ginn der Absenkung ur-
sprünglich vorgesehenen 1.
April 2010 gibt Handwerks-
betrieben mehr Planungs-
und Investitionssicherheit
in den Gesprächen mit ih-
ren Kunden.

Die im EEG bereits enthal-
tene grundsätzliche Absen-
kung der Vergütung wird
für Dach- Fassaden- und
Freiflächen für das Jahr 2010
um jeweils 1% erhöht. Damit
liegt die jährliche Ab-
schmelzung der Vergütung
je nach Jahr und Anlagen-
größe bei 9% - 11%. Vorgese-
hen ist ein „atmendes För-
dersystem“, dessen Subven-
tionen sinken, wenn die
Zahl der Solar-Module stark
zunimmt. Die Höhe der De-
gression der Vergütungssät-

ze verändert sich also in Abhängigkeit vom
Erreichen bzw. Überschreiten des Zielkor-
ridors.

Um die Gesamtlast zu mildern, erhalten
Verbraucher, die ihren Solarstrom vom
Dach selbst beziehen und nicht ins Netz
einspeisen, künftig einen verstärkten Bo-
nus von 8 Cent bis 31.12.2011. Das schafft
Planungssicherheit für Solarstrom-Erzeu-
ger. 

Für Solaranlagen auf Ackerflächen, die
nach dem 1. Juli 2010 ans Netz gehen, gibt
es aufgrund Versiegelungsauswirkungen
der Böden sowie Wettbewerbsverzerrun-
gen unter den Landwirten keine Vergü-
tung. Sollte vor dem 1. Januar 2010 ein gül-
tiger Bebauungsplan vorgelegen haben,
der den Bau von Photovoltaikanlagen vor-

sieht, dann verlängert sich diese Frist bis
zum 31. Dezember 2010.

Bei der Förderung von Solaranlagen auf
sonstigen Freiflächen beträgt die Einmal-
absenkung 15%, bei Militär- wie Gewerbe-
flächen 11%, damit auf letztere verstärkt
zurückgegriffen wird. Weitere Freiflächen
wie Bundesautobahnen und Schienenwe-
ge werden ebenfalls aufgenommen

Auf Grund der weiter zu erwartenden
Marktveränderungen insbesondere im Be-
reich der Photovoltaik-Anlagen wird zu-
künftig im Drei-Jahres-Rhythmus ein EEG-
Erfahrungsbericht vorgelegt. Auf dem er-
sten Erfahrungsbericht aufbauend wird
eine Novellierung des EEG mit Wirkung
zum 1. Januar 2012 erfolgen.

<<<
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Am 25. Januar machte sich Monika Bor-
mann MdL ein Bild des Studentenwerks,
das inzwischen nicht nur die Studenten in
Tübingen und Hohenheim mit Wohnraum
und Essen versorgt, sondern neben ande-
ren beispielsweise auch die Hochschul-
mensa in Rottenburg betreibt.

Über 400 Mitarbeiter verfügt Geschäfts-
führer Oliver Schill. „Wir sind keine Würst-
chenbude - zumindest keine kleine“, meint
er und verweist auch auf ein jährliches
Budget von 40 Millionen Euro. 

Als erstes bedeutete Schill zusammen
mit dem Abteilungsleiter Hochschulga-

stronomie, Wolfgang Hospach, unserer
Abgeordneten, die ihre Kollegin Sabine
Kurtz MdL aus Leonberg mitgebracht hat-
te, warum das Studentenwerk einer neuen
Mensa bedarf. Schill: „Man würde eine
Mensa heute so nicht mehr bauen“. Die La-
gerräume seien auf Konserven ausgerich-
tet, die Kühlhäuser daher viel zu klein, da
heute auf Tiefkühlkost gesetzt werde. Zu-
dem bekamen die Abgeordneten zahlrei-
che Bauschäden gezeigt und eine viermal
so hohe Heizkostenrechnung wie bei ei-
nem „guten Haus“ präsentiert. Aber, so die
Argumentation des Studentenwerks: „Wir
sind nur Nutzer dieser Einrichtung. Was
die Uni nach einem eventuellen Neubau
mit der alten Mensa macht, ist für uns
nicht die primäre Frage“.

Wichtiger sei es da, eine Professionalität
wie bei einer Fastfood-Kette zu bieten.
„Das Studentenwerk muss alles können
und machen und kosten soll es auch
nichts“, erklärte Schill die Erwartungshal-
tung der Nutzer. Nicht ganz billig dagegen
die Kindertagesstätte in der Wilhelmstra-
ße 97, die als nächstes besucht wurde. Je-
doch, so wurde von der Abteilungsleiterin
Soziale Dienste, Gisela Geng-Hulkkonen
und der Leiterin der Tübinger Kindertages-
stätten des Studentenwerks, Gabriele
Schlegl, erklärt, würde der Beitrag das Es-
sen enthalten. Und Schill: „Ich würde mei-
nen, dass die Qualität besser ist, als in
städtischen Einrichtungen“. Insgesamt be-
treut das Studentenwerk in Tübingen 220
Kinder. Ihnen wird fast durchweg eine Be-
treuungszeit von zehn Stunden geboten.
Die Semesterferien würden sie nicht mehr
wahrnehmen, so die beiden Frauen, denn
der Betreuungsbedarf bleibe das ganze
Jahr über derselbe.

Während die Kinder betreut werden,
kümmern sich deren Eltern ums Studium.
Wohnen können sie während dieser Zeit
zum Beispiel im Studentendorf in Wald-
häuser-Ost. 1.850 Wohnheimplätze gibt es
hier in den gerade frisch renovierten vom
Berg leuchtenden Hochhäusern und dar-
um herum. Stolz präsentierten der Abtei-
lungsleiter Bauwesen, Dietmar Topka, und
Sachbearbeiter Matthias Kessner unter an-
derem den großen Fassadenkollektor an
der Hochhaus-Südseite. Ebenfalls als frisch
renoviert erwiesen sich die ersten Studen-
tenwohnheime im Französischen Viertel,
die nach einem Essen in der im letzten
Sommer umgestalteten Mensa Morgen-
stelle besucht wurden.

Schill sieht das Studentenwerk für 2012
gut gerüstet. Aus dem Konjunkturpro-
gramm habe man schöpfen können, um In-
vestitionen zu tätigen. Und noch einen
Aspekt hat der Geschäftsführer im Blick:
„Es ist eine wichtige Sache, was das Stu-
dentenwerk leistet, wenn man bedenkt,
dass die Studenten künftig noch jünger
das wohlige Heim verlassen müssen“. <<<

Monika Bormann MdL
Mehr als Mensa
Eine umfassende Besichtigung 
des Studentenwerks Tübingen-Hohenheim

Hoch über dem Studentendorf auf Waldhäuser-Ost. Von den Investitionen des Studenten-
werks in Wohnraum für die Studierenden machte sich Monika Bormann MdL auch ein Bild
aus der Vogelperspektive. Von links: Dr. Hans Reiter vom Ministerium für Wissenschaft
und Kunst, Studentenwerksgeschäftsführer Oliver Schill, Monika Bormann MdL, Sabine
Kurtz MdL und Matthias Kessner, Sachbearbeiter in der Abteilung Bauwesen des Studen-
tenwerks Tübingen-Hohenheim.

Wir führen aus:

Sämtliche gärtnerische
Arbeiten, Steinarbeiten,
Bau von Sport- u. Spiel-
plätzen, Freizeitanlagen,
Bau von Großanlagen
sowie Pflanzungen u.
Erdbewegungen

Blasenbergstraße 22
72119 Ammerbuch (Poltringen)
Telefon: (0 70 73) 16 11 + 16 12
Telefax: (0 70 73) 78 29
e-mail: info@garten-beck.com
Internet: www.garten-beck.com
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Monika Bormann MdL

Eckpunkte 
der Dienst-
rechtsreform

Mit einer Dienstrechtsreform soll in Ba-
den-Württemberg versucht werden, gleich
mehrere in den kommenden Jahrzehnten
anstehende Herausforderungen zu mei-
stern. Dazu gehört mich Sicherheit an er-
ster Stelle eine schon lange auch in der Öf-
fentlichkeit diskutierte Anhebung der All-
gemeinen Altersgrenze zum Pensionsein-
tritt . Sie soll ab 2012 in achtzehn Schritten
von 65 auf 67 Jahre (bei Polizei, Justizvoll-
zug und Feuerwehr von 60 auf 62) angeho-
ben werden. Dazu soll eine Offensive für
eine freiwillige längere Arbeitszeit gestar-
tet werden, um eine Mindereinsparung ge-
genüber einer schnelleren Umsetzung der
Anhebung der Regelaltersgrenze zu kom-
pensieren. Als Anreiz für das freiwillige
Weiterarbeiten soll dieses Engagement ru-
hegehaltsfähig bis zur Grenze des Höchst-
ruhegehaltssatzes sein. Ist dieser erreicht

soll ein nicht ruhegehaltsfähiger Zuschlag
von zehn Prozent gezahlt werden. Auch
wer nur Teilzeit weiterarbeiten möchte,
wird profitieren. Übrigens sollen sechs
Millionen Euro in die Gesundheitspräven-
tion gesteckt werden. Genau wie die abso-
lute Altersgrenze im allgemeinen Beam-
tenrecht von 68 Jahren beibehalten wird,
bleibt es auch bei der Allgemeinen An-
tragsaltersgrenze von 63 Jahren. Lang die-

nenden Beamten mit 45 Dienstjahren soll
es in Anlehnung an das Rentenrecht mög-
lich sein, ab der für sie geltenden Alters-
grenze in den vorzeitigen Ruhestand zu
gehen, ohne Versorgungsabschläge hin-
nehmen zu müssen. Allerdings müssen wir
die Anrechenbarkeit von Hochschulausbil-
dungszeiten von drei Jahren auf zwei Jahre
und vier Monate kürzen. Bei der Besol-
dung soll das Leistungsprinzip gestärkt
werden. Dadurch wird auf Mindest- und
Höchstaltersgrenzen verzichtet werden
können, genauso wie auf Mindestdienst-
zeiten. Im Gegenzug werden die Zugangs-
möglichkeiten geöffnet, fällt der einfache
Dienst weg und erhalten die Ressorts
mehr Eigenverantwortung auch in Bezug
auf laufbahnrechtliche Maßnahmen. Be-
sonders wichtig war es unserer Abgeord-
neten Monika Bormann MdL, dass die un-
terhälftige Teilzeit für Beamtinnen und Be-
amte eingeführt wird. Dies hat sich nun im
Eckpunktepapier niedergeschlagen, dem-
zufolge pflegende und betreuende Ange-
hörige auf Vorschlag der CDU für die Dau-
er von maximal fünfzehn Jahren im Um-
fang von mindestens 30 Prozent unterhälf-
tig beschäftigt sein dürfen. <<<

Monika Bormann MdL

Einsatz für 
Privatschulfinanzierung

Am 11. Januar besuchte Monika Bormann MdL die Rotten-
burger Schule St. Klara, um sich mit Schulleiter Peter Pflaum-
Borsi über die aktuelle Situation der Privatschulen zu unter-
halten.

Der Schulleiter wies bei einem gemeinsamen Rundgang
durch das Schulgebäude auf die Investitionen hin, die in den
letzten Jahren getätigt wurden: „St. Klara ist in den letzten
Jahren unheimlich gewachsen. Neben der Realschule gibt es
nun auch die Möglichkeit, das Progymnasium oder das Wirt-
schaftsgymnasium hier zu besuchen. Wir haben mittlerweile
mehr als 1.000 Schüler.“

Aus diesen Gründen mussten viele Bereiche der Schule umge-
baut werden, um neue Räumlichkeiten zu schaffen. Auch eine
energetische Sanierung kann nun mit Mitteln aus dem Konjunk-
turprogramm finanziert werden.

„Uns gehen langsam aber sicher die Gelder aus. Eine Privat-
schule kann sich nicht allein über Schulgelder finanzieren, wir
sind auf die Unterstützung des Landes angewiesen. Wir hoffen
sehr, dass die geplante Finanzierung von 80 Prozent durchge-
setzt wird. Ansonsten wird es für viele sehr knapp werden“, so
Peter Pflaum-Borsi. Unsere Landtagsabgeordnete Monika Bor-
mann, selbst ehemalige Schülerin von St. Klara, teilte die Beden-
ken des Schulleiters: „Privatschulen sind sehr wichtig - sie entla-
sten die staatlichen Schulen und sind oftmals Vorreiter für inno-
vative Unterrichtsformen und neue Projekte. Sie leisten einen
wichtigen Beitrag zur verantwortungsvollen Erziehung junger
Menschen in Kindertageseinrichtungen, allgemein bildenden
und beruflichen Schulen sowie in der außerschulischen Jugend-
bildung. Allerdings wird es schwierig werden, bei der derzeitig
angespannten Haushaltslage die Deckelung von 80 Prozent zu
erreichen. Manche Schulen haben noch nicht einmal eine Finan-

zierung von 70 Prozent.
Deswegen ist es mir ein
wichtiges Anliegen, zu-
nächst alle Schulen auf
über 70 Prozent zu
bringen. Aber natürlich
werde ich für jeden
Prozentpunkt kämp-
fen“, erklärte Monika
Bormann MdL.

Die Ausgaben für Pri-
vatschulen betrugen im
Jahr 2000 noch rund
233,4 Mio. Euro. Bis
zum Jahr 2004 sind sie

bereits um 20,4 Prozent auf rund 280,9 Mio. Euro gestiegen, bis
2008 dann um weitere 22,8 Prozent gegenüber dem Jahr 2004 auf
rund 344,9 Mio. Euro. Im Haushalt für das Jahr 2009 waren rund 368
Mio. Euro und für 2010 sind weitere 50 Mio.  Euro (somit 416 Mio.
Euro) eingeplant. <<<

Schulleiter Peter Pflaum-Borsi und Monika
Bormann MdL.



Wir möchten Sie schnell und gut über Entwicklungen und Aktio-
nen in der CDU informieren und auf Veranstaltungen des CDU-
Kreisverbandes und der CDU-Ortsverbände hinweisen. Dies kön-
nen wir tun, wenn Sie uns Ihre eMail-Adresse mitteilen. 

Wenn Sie diese Vorteile nutzen wollen, dann teilen Sie uns bitte
Ihre eMail-Adresse mit. Sie erreichen die CDU-Kreisgeschäftsstel-
le über 
mail@cdu-tuebingen.org

Schnelle Informationen über eMail
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Neujahrsempfang 2010 der Landesregierung: 

Monika Bormann MdL wünscht dem designierten Mitglied der Eu-
ropäischen Kommission, dem bisherigen Ministerpräsidenten von
Baden-Württemberg, Günther H. Oettinger MdL, alles Gute für
seine neuen wichtigen Aufgaben im Energiebereich.

Monika Bormann MdL mit dem (damals noch designierten) Mini-
sterpräsidenten Stefan Mappus MdL.

INTERNETADRESSEN
www.widmann-mauz.de (MdB Annette Widmann-Mauz)

www.eurojeggle.de (MdEP Elisabeth Jeggle)

www.monika-bormann.de (MdL Monika Bormann)

www.cdu.de (CDU-Bundesverband)

www.cdu-bw.de (CDU-Landesverband)

www.cdu-kv-tuebingen.de (CDU-Kreisverband Tübingen)

www.cdu-tuebingen.de (CDU-Stadtverband Tübingen)

www.cdu-rottenburg.de (CDU-Stadtverband Rottenburg)

www.cdu-moessingen.de (CDU-Stadtverband Mössingen)

www.cdu-bodelshausen.de (CDU-Gemeindeverband 
Bodelshausen)

www.cdu-gomaringen.de (CDU-Gemeindeverband 
Gomaringen)

www.cdu-ofterdingen.de (CDU-Gemeindeverband 
Ofterdingen)

www.ju-tue.de (JU-Kreisverband Tübingen)

www.ju-rbg.de (JU Rottenburg am Neckar)

www.ju-sw.de (JU Steinlach-Wiesaz)







ARBEITSKREIS CHRIST & POLITIK
Integration und 
kulturelle Identität

Nicht zuletzt die Schweizer Abstimmung zum Minarettverbot
im Herbst 2009 machte deutlich, wie Konflikte und Ängste so-
wohl auf Seiten der einheimischen Bevölkerung wie der Migran-
ten infolge nicht gelingender Integration entstehen können. Ge-
rade Lehrpersonal wie Studenten einer Universität wie derjeni-
gen in Tübingen bieten hingegen Anschauungsmaterial für funk-
tionierende Integration und wechselseitige Akzeptanz. Woran
macht man das Gelingen von Integration fest? Was ist deren Ziel?
Welches Verhalten kann von Migranten wie Mehrheitsgesell-
schaft erwartet werden? Welche Rolle spielt die kulturelle und re-
ligiöse Identität?

Wir freuen uns, als Arbeitskreis Christ und Politik zwei Referen-
ten gewonnen zu haben, die von ihren Voraussetzungen her als
Experten gelten können:

PPffrr.. CChhrriissttiiaann MMeeiißßnneerr ((BBeerrlliinn))
Bundesgeschäftsführer 
des Evangelischen Arbeitskreises (EAK) der CDU / CSU

DDiippll..--IInngg.. SSaattoosshhii MMaacchhiiii ((UUllmm))
stellv. EAK-Kreisvorsitzender Alb-Donau/Ulm

PPffrr.. DDrr.. HHaannnnaa JJoossuuaa ((WWeeiissssaacchh iimm TTaall))
Leiter Evangelische Ausländerseelsorge e.V.

Mittwoch, 24. März 2010, 20 Uhr
Sportheim Lustnau, La Trattoria delo sport, 
Bismarckstraße 144, 72072 Tübingen.

Auf Ihr Kommen freuen sich:
Dr. Christian Herrmann und 
Ole Kazich M.A. (AK Christ & Politik)

REDAKTIONSSCHLUSS

WANN
WAS
WO …

für das nächste CDU intern:  Do., 22. April 2010
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Termine - Änderungen vorbehalten!

MMÄÄRRZZ

66..--1144..0033..
CCDDUU TTüübbiinnggeenn
Infostand bei der fdf

MMii,, 1100..0033..,, 1155..0000 UUhhrr
SSEENN TTüübbiinnggeenn
Dr. Liebe-Harkort, 
Vorsitzender Seniorenrat
Tübingen, Meteora

MMii,, 1100..0033..,, 2200..0000 UUhhrr
CCDDUU PPffaaffffeennbbeerrgg
Mitgliederversammlung mit Neuwahlen

DDii,, 1166..0033..,, 1155..0000 UUhhrr
SSEENN RRootttteennbbuurrgg
Atheismus heute - wenn Wissenschaft fun-
damentalistisch wird
Prof. Dr. Georg Wieland
Rottenburg, St. Martin

DDoo,, 1188..0033..,, 1155..0000 UUhhrr
SSEENN--KKrreeiissvveerrbbaanndd
Kreisvorstandssitzung
Tübingen, Meteora

DDii,, 2233..0033..
CCDDUU--SSttaaddttvveerrbbaanndd RRootttteennbbuurrgg aamm NNeecckkaarr
30jähriges Jubiläum
Innenminister Heribert Rech MdL

MMii,, 2244..0033..,, 2200..0000 UUhhrr
AAKK CChhrriisstt && PPoolliittiikk
Integration und kulturelle Identität
Pfr. Christian Meißner, Berlin
Dip.-Ing. Satoshi Machii, Ulm
Pfr. Dr. Hanna Josua, Weissach im Tal
Tübingen, Sportheim Lustnau

DDoo,, 2255..0033..,, 2200..0000 UUhhrr
CCDDUU OOfftteerrddiinnggeenn
Vorstandssitzung
Ofterdingen, Krone

FFrr,, 2266..0033..,, 1199..3300 UUhhrr
PStS. Annette Widmann-Mauz MdB 
und CDU Burladingen, Bisingen, 
Hechingen und Rangendingen
SSttaarrkkbbiieerrffeesstt
Bayerischer Staatsminister 
Joachim Hermann
Hechingen, Domäne

AAPPRRIILL

DDoo,, 1155..0044..
CCDDUU--SSttaaddttvveerrbbaanndd RRootttteennbbuurrgg
Vorstandssitzung

FFrr,, 1166..0044..
MMIITT--KKrreeiissvveerrbbaanndd
18.00 Uhr Mitgliederversammlung
19.00 Uhr Schwerpunkte der 

neuen Landespolitik
Staatssekretär Hubert Wicker
Tübingen, Hotel Stadt Tübingen

SSaa,, 1177..0044..
CCDDUU DDeetttteennhhaauusseenn
CDU-Besen mit Stuttgart-Hafenrundfahrt

MMoo,, 1199..0044..
CCDDUU DDeetttteennhhaauusseenn
Vorstandssitzung

DDii,, 2200..0044..,, 1155..0000 UUhhrr
SSEENN RRootttteennbbuurrgg
Aktuelles aus der Landespolitik
Monika Bormann MdL
Rottenburg, St. Martin

MMii,, 2288..0044..,, 1155..0000 UUhhrr
SSEENN TTüübbiinnggeenn
Vorstandssitzung

MMAAII

FFrr,, 0077..0055..,, 1177..0000 UUhhrr
CCDDUU--OOrrttssvveerrbbaanndd RRootttteennbbuurrgg
Elisabeth Jeggle MdEP
Rottenburg

DDii,, 1188..0055..,, 1155..0000 UUhhrr
SSEENN RRootttteennbbuurrgg
Politischer Nachmittag
Rottenburg, St. Martin

DDoo,, 2200..0055..,, 1199..3300 UUhhrr
MMIITT--KKrreeiissvveerrbbaanndd
Umweltministerin Tanja Gönner
Wirtschaftlichkeit der Energieversorgung
Rottenburg, Haus der Bürgerwache
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In Anwesenheit ihrer Landtagsabgeord-
neten Monika Borman hielten die Ofter-
dinger CDU Mitglieder ihre satzungsge-
mäß alle 2 Jahre notwendige Neuwahl des

Vorstandes am 22. Januar 2010 im Land-
gut-Hotel, Restaurant Krone in Ofterdin-
gen ab.

Die Vorsitzende Birgit Walter begrüßte
zu Beginn besonders die Landtagsabge-
ordnete und einen weiteren Gast, wäh-
rend sie die Mitglieder der CDU / UWV
Gemeinderatsfraktion wegen des gleich-
zeitigen Waldumgangs der Gemeinde Of-
terdingen entschuldigen musste, ebenso
einige krankheitshalber verhinderte CDU-
Mitglieder. Die anwesenden stimmberech-
tigten Mitglieder wählten MdL Monika
Borman einstimmig zur Wahlleiterin. 

Die zügig verlaufene Wahl bestätigte den
bisherigen Vorstand. Es bleiben als Vorsit-
zende Birgit Walter, als Stellvertreter Elisa-
beth Klaiber und Eberhard Walker, als
Schatzmeister Jörg Bebensee und als
Schriftführer und Presseverantwortlicher
Siegfried Walter im Amt. Als Beisitzer wur-
den gewählt: Wolfgang Binder, Siegfried

Knies, René Liebscher, Gerhard Schmid,
Eckhard Spanagel, Martin Stadelmaier, Mi-
chael Steudner und Friedel Walter.

Zuvor wurden Geschäfts- und Kassenbe-

richt von den Mitgliedern entgegenge-
nommen. Wegen des Superwahljahres ver-
ringerte sich zwar der Kassenbestand, aber
über die Ofterdinger Wahlergebnisse, die
zwar im nicht zufrieden stellenden Trend
der CDU lagen, konnte nicht gerade jubi-
liert werden. Letztlich zufrieden waren die
Mitglieder über die unverändert gebliebe-
ne Zahl der CDU-Mitglieder bei je 2 Zu-
und Abgängen.

Mit großer Aufmerksamkeit verfolgten
die Anwesenden dann den Bericht der Ab-
geordneten aus der aktuellen Arbeit der
CDU-Landtagsfraktion, die sich in einer
Klausurtagung mit dem Doppelhaushalt
2010/2011 sowie mit anstehenden Fragen
der Bildungspolitik und der Kinderbetreu-
ung befasste. Auch der bevorstehende
Wechsel im Amt des Ministerpräsidenten
war Thema bei der anschließenden regen
Diskussion. Wie das neue Kabinett ausse-
hen wird konnte selbst die Abgeordnete

noch nicht erklären. Es darf weiter speku-
liert werden. Zur beabsichtigten Dienst-
rechtsreform im öffentlichen Dienst hat-
ten die Mitglieder etliche Fragen, die von
der Abgeordneten ausführlich beantwor-
tet wurden.

Mit ihren kritischen Anregungen zur der-
zeitigen Politik stießen die Mitglieder bei
der Abgeordneten auf ein offenes Ohr. Da-
für gebührte ihr ein herzliches Danke-
schön aller Anwesenden.

Mit dem Verlauf der Hauptversammlung
zufrieden konnten die Mitglieder von der
Vorsitzenden verabschiedet werden.

Siegfried Walter, Pressereferent

CDU Ofterdingen

Ofterdinger CDU wählte turnusgemäß 
ihre bisherigen Vorstände wieder

Stuhl- und Tischfabrik mit Werksverkauf
J. Gauger Söhne • Zeppelinstr. 1 • 72116 Mössingen
Telefon (0 74 73) 79 43 • Telefax (0 74 73) 79 23
www.gauger-sitzmoebel.de • info@gauger-sitzemoebel.de



Dienstleistung

Norz Hörakustik / Verwaltung
Kirschenrain 13/1
72108 Rottenburg
Tel.� 07472/98170
Fax 07472/981720
www.norz-optik.de

Groß- und Einzelhandel

Gauger + Söhne
Stuhl- und Tischfabrik
Zeppelinstr. 1
72116 Mössingen
Tel.� 07473/7943
Fax 07473/7923
www.gauger-sitzmoebel.de
eMail info@gauger-sitzmoebel.de

Handwerk

Garten Beck
Garten- u. Landschaftsbau
Blasenbergstraße 22
72119 Ammerbuch
Tel.� 07073/1611
Fax 07073/7829
www.garten-beck.com
eMail info@garten-beck.com

Kärcher 
Center Milkau GmbH
Rudolf-Diesel-Str.  15
78532 Tuttlingen
Tel.� 07461/2676
Fax 07461/2693
www.kaerchercenter-milkau.de
eMail info@kaerchercenter-milkau.de

Pulvermüller 
Aqua Therm e.K.
Inhaber: Christoph Unger
Felix-Wankel-Str. 15
72108 Rottenburg
Tel.� 07472/98550
Fax 07472/985555
www.pulvermueller.de
eMail info@pulvermueller.de

Storz
Garten- u. Landschaftsbau
Eichenweg 15
72119 Ammerbuch
Tel.� 07073/7023
Fax 07073/4361
www.storz-gartenbau.de
eMail info@storz-gartenbau.de

Hotels und Gastronomie

Hotel-Restaurant - KLAIBER
Inh. I. Klaiber u. R. Hahn GbR
Obertorplatz 11
72379 Hechingen
Tel.� 07471/2257
Fax 07471/13918
www.hotel-klaiber.de
eMail info@hotel-klaiber.de

Touristik und Reisen

EDEL GmbH & Co. KG
Bellinostr. 10
72108 Rottenburg
Tel.� 07472/23091
Fax 07472/1233
www.edel-web.de
eMail reisen@edel-web.de

Unser Service für
INSERENTEN

Ihr MARKTPLATZ für Geschäftskontakte

>>> Aus den Verbänden und Vereinigungen KREISTEIL

Tübingen 3-4/2010  >>>  Seite 13

Seit 1988 gibt es die Tima, die Tübinger
Initiative für Mädchenarbeit. Anfangs hat-
te die Initiative das Schwerpunktthema

„Wie schützen wir unsere Kinder vor sexu-
ellen Übergriffen?“ Seit 2006 wird mit dem
Projekt „Lebenshunger“ aber auch zur Prä-
vention und Beratung bei Essstörungen ju-
gendlicher Mädchen und Jungen gearbei-
tet. Beim diesjährigen Dreikönigskaffe der
Rottenburger Frauen-Union berichtete Ka-

tharina Zeller von ihrer Aufgabe in der Be-
ratungsstelle, wo sie die Schwere der Er-
krankung diagnostiziert und die Mädchen

und Jungen, die oft wenig Krankheitsein-
sicht zeigen, dazu motiviert, sich thera-
peutische und medizinische Hilfe geben zu
lassen.

Zeller erzählte, dass drei Jahre lang diese
Arbeit von Tima hauptsächlich von der Ak-
tion Mensch finanziell getragen wurde. Da

diese Finanzierung 2009 ausgelaufen ist,
trägt seither der Landkreis zur Finanzie-
rung bei, ebenso wie die Krankenkassen
AOK, DAK und Barmer, sowie verschiede-
ne Stiftungen, Spenden und Teilnehmerin-
nenbeiträge.

„Wir haben in den letzten drei Jahren
über 1.000 Beratungsgespräche geführt im
Bereich Essstörungen und über 310 Fälle
von erkrankten Mädchen und zum sehr ge-
ringen Teil auch Jungen behandelt“. Dabei
werden laut Zeller nicht nur die erkrank-
ten Mädchen und Jungen, sondern auch
die Angehörigen beraten. „Die Prognosen
bei frühzeitigem Intervenieren sind gut“,
sagt Zeller und spricht von einer 70-pro-
zentigen Erfolgsquote bei ihren Versu-
chen, die Erkrankten von der Notwendig-
keit einer Behandlung zu überzeugen.

Seit 1997 arbeitet Zeller bei der Tima. Zu-
erst im Bereich „Sexuelle Gewalt an Mäd-
chen und Jungen und deren Prävention“,
seit dem Jahr 2000 dann aber zunehmend
im Bereich Essstörungen und seit gut drei
Jahren fast nur noch zu Essstörungen. Mit
ihrem Besuch bei der Frauen-Union, sagte
sie, wolle sie versuchen, ein Verständnis zu
wecken. Bei unserer Kreisrätin und Abge-
ordneten Monika Bormann MdL war die-
ses schon lange vorhanden. Und daher lob-
te Zeller deren Engagement im Kreistag
während der letzten Haushaltsberatun-
gen: „Sie war eine ganz wesentliche Loko-
motive oder gar der Motor“. 20.000 Euro
stellt der Kreis in diesem Jahr dank des Ein-
satzes unserer Abgeordneten für die Ar-
beit von Tima zur Verfügung. Weitere
10.000 Euro können bei Bedarf und nach
Vorlage eines Verwendungsnachweises
abgerufen werden.

<<<

Frauen-Union Rottenburg am Neckar
Katharina Zeller von Tima 
zu Gast beim Dreikönigskaffee 
der FU Rottenburg am 7. Januar 2010

Die FU Rottenburg beschäftigte sich zum Jahresanfang wieder mit einem Thema, das zum
Nachdenken anregt. Vor gut 30 Gästen sprach Katharina Zeller über die Tübinger Initia-
tive für Mädchenarbeit.
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Junge-Union
Kreisverband

100 Tage schwarz-gelb: Bundestagsneu-
ling Steffen Bilger berichtete aus Berlin.

Zusammenarbeit der JU-Kreisverbände
Böblingen und Tübingen begonnen.

Die JU-Kreisverbände Böblingen und Tü-
bingen trafen sich am 16.01. in Herrenberg
zu einem Gespräch mit dem JU-Landesvor-
sitzenden und jüngsten Baden-Württem-
berger im Bundestag, Steffen Bilger. Unter
dem Titel „Deutschland schwarz-gelb“ ka-
men rund 30 Mitglieder und Interessierte
auf Einladung der JU-Kreisvorsitzenden
Swen Menzel (Böblingen) und Walther
Puza (Tübingen) im Klosterhofkeller zu-
sammen.

Bilger berichtete über die ersten 100
Tage der schwarz-gelben Koalition in Ber-
lin und seine persönliche Erstbilanz. Er un-
terstrich dabei das gute Verhältnis zwi-
schen den jungen Abgeordneten der Uni-
on und der FDP. Bilger: „Auch in den Aus-
schüssen ist die Zusammenarbeit besser,
als es in der Öffentlichkeit erscheinen
mag“. 

Steffen Bilger gehört dem Bundestags-
ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung an. Federführend zuständig ist er
für das Thema Elektromobilität. Als stell-
vertretendes Mitglied im Umweltaus-

schuss steht er auch hier für das Thema
Nachhaltigkeit ein, welches er bereits als
JU-Landesvorsitzender stark geprägt hat.

„Durch die Abgeordnetentätigkeit erhält
auch die JU Baden Württemberg mehr Ge-
wicht im Bund“, so eine erste Erfahrung
Bilgers. Die Bedeutung der mit knapp
11.500 Mitgliedern weitaus größten politi-
schen Jungendorganisation in Baden-
Württemberg kann so weiter gestärkt wer-
den.

Nach dem Gespräch mit Bilger bespra-
chen die JU-Kreisverbände Böblingen und
Tübingen weitere Möglichkeiten der Zu-
sammenarbeit. „Speziell im Ammertal und

im Schönbuch werden wir uns kreisüber-
greifend als JU engagieren und Präsenz
zeigen, damit interessierte Jugendliche
auch hier die Chance haben, sich politisch
zu engagieren“, formulierten die JU-Kreis-
vorsitzenden Swen Menzel (Böblingen)
und Walther Puza (Tübingen) abschlie-
ßend ihre Zielsetzung.

Auch der JU-Kreisvorsitzende von Calw,
Timo Kaiser, nahm am Treffen der beiden
JU-Kreisverbände teil. Die JUler aus dem
Kreis Tübingen erhoffen sich auch hier im
westlichen Kreisgebiet künftig eine effek-
tive Zusammenarbeit über Kreis- und so-
gar Bezirksgrenzen hinweg. <<<

Änderung Ihrer 
eMail-Adresse

Manchmal ist ein Wechsel von Vorteil - und
schon hat man eine neue eMail-Adresse! 
Leider ist aber damit auch verbunden, dass
Mails aus der CDU-Kreisgeschäftsstelle Sie 
nicht mehr erreichen. 
Und das wollen wir natürlich nicht.

Daher unsere Bitte:
Hat sich Ihre eMail-Adresse geändert, dann 
teilen Sie uns diese Änderung einfach mit an 

mail@cdu-tuebingen.org

Wußten Sie schon, dass Sie Ihren CDU-Mitgliedsbeitrag bei der Steuererklärung geltend machen können?!  Die Beitragsleistungen können von
der Einkommenssteuerschuld einbehalten werden. Bei einem jährlichen Beitrag von z.B. Euro 100.– können so 50 Prozent von der Steuerschuld
abgezogen werden. Sie zahlen effektiv also nur die Hälfte, nämlich Euro 50.–. Diese Tatsache sollten Sie berücksichtigen!

STICHWORT:  MITGLIEDSBEITRÄGE
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Partnerschafts-
begegnung 
in Straßburg

Anlässlich der 30-jährigen Partner-
schaftsvertragsunterzeichnung im Ok-
tober 1979 in Wendelsheim fuhren 37
Wendelsheimer und 19 Abliser sozusa-
gen sternförmig nach Straßburg zum
gemeinsamen Besuch des Europapar-
laments und zur gemeinsamen Stadt-
besichtigung, die von zwei Straßburge-
rinnen in deutscher und französicher
Sprache gemacht wurde. Dabei waren
die drei damaligen Vertragsunter-
zeichner, Alt-OB Dr. Winfried Löffler,
Alt-OV Heinz Haspel und Bürgermei-
ster Jean-Louis Barth, außerdem Orts-
vorsteher Joachim Maul, der ehemali-
ge Ortsvorsteher Heinrich Höschle
und die ehemalige Ortsvorsteherin
Dorothea Lichtenau, die diese Reise
geplant und organisiert hatte, Gemeinde- und Ortschaftsräte, Ver-
waltungsmitarbeiter/innen und Bürgerinnen und Bürger. Der Assi-
stent der CDU-Europaabgeordneten Elisabeth Jeggle führte durch
den großen gläsernen Palast zur Sitzung des Europaparlaments, bei
der eine aktuelle Fragestunde stattfand. Jede/r Abgeordnete, der/die
eine Frage, die nicht länger als eine Minute dauern durfte, an den
Kommissionspräsidenten Barroso stellte, stand auf, damit man über-
haupt sehen konnte, wer in dem großen Parlamentssaal mit 863 Ab-
geordneten gerade sprach. Die Fragen, die in 23 Sprachen gestellt
werden können, werden simultan übersetzt und Kommissionspräsi-
dent Barroso antwortete sofort und sehr kompetent auf die aktuell
gestellten Fragen. Es wurde beispielsweise angefragt, ob Europa in
Sachen Klimaschutz nicht eine Vorbildfunktion gegenüber anderen
Ländern wie beispielsweise China einnehmen müsse. Außerdem
ging es um die Menschenrechte in Ungarn, wobei Barroso jedoch auf
die nationale Verantwortung von Ungarn verwies. Es wurde auch
nach der politischen Verantwortung des Parlaments gefragt, um Pro-
gramme zu erstellen, um mehr Arbeitsplätze zu schaffen. Frau Jeggle
musste im Parlament zu einer festgelegten Uhrzeit ihre ebenfalls auf
eine Minute Länge festgelegte Anfrage für den Haushalt 2010 stel-
len, dazwischen konnte sie sich den Anfragen der Wendelsheimer

widmen. Sie ist im Gremium zuständig für die Milchbauern, für
den ostasiatischen Raum - z. B. als EU-Beobachterin bei Wahlen
- und für die Festlegung der Richtlinien für Tierversuche. Aktu-
ell ging es um Tierversuche, die die Hertiestiftung an Affen
macht zur Erforschung der Parkinsonkrankheit. Sie bemüht sich
um eine mögliche Einschränkung beziehungsweise Begrenzung
der Tierversuche. Für die Schweinegrippeimpfung wurden laut
Frau Jeggle an unendlich vielen befruchteten Eiern Voruntersu-
chungen gemacht und Impfstoffe getestet. Sie will diese Tier-
versuche reduzieren.

Außerdem erfuhr die Gruppe, dass das Europaparlament in
Straßburg nur eine Woche pro Monat als Sitzungsort genutzt
wird, dazwischen sind die Abgeordneten drei Wochen lang in
Brüssel, dann steht das Parlament in Straßburg leer, nur Besu-
chergruppen werden durchgeführt. Das Parlament hatte schon
mehrfach mehrheitlich beschlossen, seinen Sitz komplett nach
Brüssel zu verlegen, aber die Staatsoberhäupter müssten dies
auch befürworten, denn der Standort ist auch ein guter Wirt-
schaftsfaktor, den es nicht zu vernachlässigen gelte vor allem
für Hotels, Restaurants und Umzugsspeditionen.

Nach dem gemeinsamen Gruppenfoto mit den deutschen und
französischen Freunden aus Ablis und Wendelsheim im Parla-
mentsgebäude überreichte OV Joachim Maul eine schriftliche
Einladung an Bürgermeister Barth zur Feier des 30-jährigen
Partnerschaftsjubiläums vom 13. bis 16. Mai 2010 in Wendels-
heim. Barth bedankte sich und drückte zum wiederholten Male
seine Freude über diese deutsch-französische Begegnung an-
lässlich der Vertragsunterzeichnung aus, die auf Initiative von
Stadträtin Dorothea Lichtenau stattgefunden habe.

Dorothea Lichtenau, 
CDU-Stadträtin Rottenburg und Ortsvorsteherin a. D.


